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ZEITGESPRÄCH 

Die Erwartungen der Wirtschaft 

an die neue Bundesregierung 

Was erwartet die Wirtschaft von der neuen Bundesregierung ? Hans Peter Stihl vom Deutschen 
Industrie- und Handelstag, Heribert Späth vom Zentralverband des Deutschen Handwerks und 

Dr. Michael Fuchs vom Bundesverband des Deutschen Groß- und Außenhandels 
äußern ihre Vorstellungen. 

Hans Peter Stihl 

Grundlegende Weichenstellungen sind notwendig 

Am 16. Oktober 1994 ist zum zwei
ten Mal nach der Wiedervereini

gung der Deutsche Bundestag ge
wähltworden. Das Parlament und die 
neue Bundesregierung stehen in der 
13. Legislaturperiode vor großen 
Herausforderungen. Es gilt, die 
Deutsche Einheit zu vollen den, den 
Integrationsprozeß in Euro pa weiter 
voranzubringen und in der Weltwirt
schaft die Offenheit der Märkte für 
alle Lände r durchzusetzen. Grund 
legende Weichenstellungen in der 
Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpoli
tik müssen Wirtschaft und Gesell
schaft dazu befähigen, diesen Her
ausforderungen aktiv und gestaltend 
begegnen zu können. Die Unterneh
men bleiben aufgefordert und ver
pflichtet, Innovationen und Inv estiti
onen risikofreudig zu wagen und 
neue Märkte zu erschließ en. 

Vorrangige Aufgabe bleibt die 
Vollendung der inneren Einheit 
Deutschlands in allen Bereichen. 
Mehr noch als die wirtschaftlich
soziale Einheit erweist sich die 
menschliche Zusammenführung als 
die größte Herausforderung als 
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Folge der Wied ervereinigung. Do ch 
die Liste der vor uns l iegenden Auf
gaben ist noch länger: Demographi
scher Umbruch, Mi gration und Um
weltfragen stehen ebenso auf der 
Agenda wie die Bewältigung der Be
schäftigungskrise. De r Aufba u mo
derner Industriestrukturen und die 
Ausweitung der Dienstleistungs
gesellschaft müssen konstruktiv 
begleitet und beschäftigungswirk
sam genutzt werden. Die Debatte um 
den Stando rt Deutschland ist nicht 
beendet. Politik, Wirtschaft und Ge
sellschaft bleiben in der Pflicht. Was 
ist im e inzelnen zu tu n? 

Die Marktwirtschaft muß 
Vorfahrt haben 

Die Vollendung der Deutschen 
Einheit erf olgt in eine r Zeit großer 
politischer und weltwirtschaftlicher 
Veränderungen. Der internationale 
Wettbewerb wird sich weiter verstär
ken. Unser Land muß sich darauf mit 
Anpassungen eins tellen, denen ein 
konsequent marktwirtschaftlicher 
Kurs zugrunde liegt. Es gilt, die Sozi
ale Marktwirtschaft unter sich verän

dernden Bedingungen zu bewahren, 
sie zu erneuern und z ur Gestaltung 
der Zukunft zu nutzen. Die Ver su
chung ist groß , angesicht s der ge
waltigen Strukturprobleme dem 
Staat ein Übermaß an Verantwor
tung aufzubürden und von ihm noch 
mehr Protektion und Int ervention zu 
fordern. Schon jetzt aber ist der 
Staatseinfluß in Deutschland viel zu 
groß. Steigende Abgabenlast, Zu
nahme der Subventionen und eine 
Vielzahl nich t meh r übersc haubarer 
Regelungen hemmen die Entfaltung 
der Markt- und Wettbewerbskräfte. 
Durch eine auf deutlich über 50% 
angestiegene Staatsquote werden 
Eigeninitiative und Eige nverantwor
tung in Deu tschland imm er stärke r 
zurückgedrängt. Die Politik muß 
diese Entwicklung stoppen. Die 
Staatsausgaben müssen gesenkt 
werden, der Staat muß sich auf seine 
Kernaufgaben konzentrieren und pri
vat erfüllbare Aufgaben abgeben. 

Unverzichtbar sind sichtbare Kor
rekturen an unser em Steuersystem. 
Die Besteuerung in Deut schland ist 
zu hoch. Die Abgabenquote muß 
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wieder zurückgeführt werden. Dabei 
müssen die Besteuerung von Kapital 
und Konsum in ein ausgeglicheneres 
Verhältnis gebracht werden. Damit 
einhergehen muß eine drastische 
Vereinfachung. Das deutsche Steu
ersystem ist auch in den Unterneh
men ohne den Sachverstand von Ex
perten nicht mehr durchschaubar. 
Die Finanzverwaltung und -gerichts-
barkeit sind durch die Flut ständig 
neuer Regelun gen und Ausnahm e
tatbestände hoffnungslos überfor
dert. Was jetzt nötig ist, ist ein muti
ger Schnitt in das und urchdringliche 
Gestrüpp unseres Steuerwesens. 

Die Devise muß lauten: Beseiti
gung von Ausnahmeregeln, Verbrei
terung der Bemessungsgrundlage, 
Senkung der Steuersätze. Verein
fachungsmaßnahmen in diesem 
Sinne sind kurzfristig möglich im 
Bereich der Gewerbekapital- und 
Vermögensteuer, bei der Erbschaft
steuer, bei der Einkommen- und K ör
perschaftsteuer. Über Möglichkeiten 
zur Verrechnung von sozialen Trans
ferleistungen mit der Steuerschuld 
muß nachgedacht werden; insbe
sondere Kindergeldzahlungen an 
Arbeitnehmer könn ten rasch in das 
Lohnsteuerabzugsverfahren inte
griert werden. Die Erbschaftsteuer 
ist in ihrer heutigen Form eine Gefahr 
für die Unternehmenskontinuität 
beim Generationswechsel. Beson
ders wenn an entfernte oder nicht 
verwandte Nachfolger übertragen 
wird, kann die Steuerlast zur 
Liquidation oder zum Verkauf des 
Unternehmens nötigen. Der Gesetz
geber muß darauf entsprechend 
reagieren. 

Der Sozialstaat 
muß reformiert werden 

Ein zentrales Thema der neuen 
Legislaturperiode ist die Reform un 
serer sozialen Sicherungssystem e. 
Der Sozialstaat Deutschland hat die 
Grenzen seiner Belastungsfähigkeit 
überschritten. Stagnierenden Bei-
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tragsaufkommen steh t eine ständig 
wachsende Inanspruchn ahme sozi
aler Leistungen und eine ungebro
chene Anspruchsmentalität der Ver
sicherten gegenüber. Belaste nd für 
die Kassen der Sozialversicherung 
wirken sich auch falsche An reizme
chanismen aus, die zu Mißbrauch in 
Milliardenhöhe führen. Durch eine 
weitere Anhebung der Beitragssätze 
würde die Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen Unternehmen über die 
Lohnzusatzkosten noch mehr ge
fährdet. Deshalb sind Korrekturen 
am Sozialstaat Deutschland jetzt un
erläßlich. Ei n Zie l muß die Wi eder
herstellung der Kostentransparenz 
sein. Der Versicherte muß wieder 
eine Vorstellung davon gewinnen, 
wie hoch die Gesamtkos ten der so
zialen Sicherung sind. Erst wenn 
volle Kostentransparenz besteht, 
kann sich das notwendige Kostenbe
wußtsein de s einzelnen als Grund
lage für einen sparsamen und effi
zienten Umgang mit den Sozialhaus
halten entwickeln. 

Wir brauc hen zweitens innerhalb 
der bestehenden Strukturen mehr 
Wahlmöglichkeiten: Unser Sozialsy
stem ist zu starr , es entmündigt den 
Beitragszahler. Der einzelne Vers i
cherte muß zwischen verschiedenen 
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Versicherungsanbietern und -arten 
eine freie Entscheidung treffen kö n
nen. Dies setzt voraus, daß der Ge
setzgeber seinen Einfluß auf die ver
bindlichen Leistungskataloge der 
einzelnen Versicherungsträger zu
rücknimmt. Ein größerer Freiraum 
der Versicherungsanbieter bei der 
Gestaltung ihres Leistungskatalogs 
entspricht dem Prinzip der Selbst
verwaltung in Staatsferne. 

Das Hauptziel beim Sozialumbau 
sehe ich in einem Zuwachs an Eigen
verantwortung: Unser Sozi alsystem 
braucht eine stärkere Komponente 
der Eigenvorsorge, die den Bü rgern 
zum „mündigen Beitragszahler" wer
den läßt. Eine beitragsfinanzierte, 
leistungsbezogene Basisabsiche
rung besonders bei der Rente ist an
zustreben. Darüber hinausgehende 
Leistungen können über i ndividuelle 
Zusatzabsicherungen gewährt we r
den. Angesichts eines Gesamtver
mögens d er privaten Haushalte in 
Deutschland vo n 4 Billionen D M ist 
mehr Eigenvorso rge das Gebot de r 
Stunde. 

Deregulierung konsequent 
durchsetzen 

Unverzichtbar zur Modernisie
rung des Standorts Deutschland is t 
ferner eine durchgreifende Deregu
lierungspolitik. Gesetzliche Neure
gelungen müssen auf das Notwen
dige beschränkt werden. Genehmi
gungsverfahren müssen verkürzt 
und-besonders im Baubereich-be
schleunigt werden. Auch auf dem Ar
beitsmarkt ist ein höherer Flexibili
sierungsgrad bei den Arbeitskosten, 
im Arbeitsrecht und bei de r Arbeits
zeit notwendig, damit es sich wieder 
mehr lohnt, in Deutschland Arbeitge
ber zu sein. 

Deregulierung und Priv atisierung 
müssen für die Unternehmen als Li 
beralisierung sichtbar werden . Daß 
dies keine Selbstverständlichkeit ist, 
zeigt die Postrefor m II: Das Pr ivati 
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sierungsziel ist erreicht, jedoch der 
Markt nic ht liberalisiert. Dam it feh lt 
es weiterhin an verläßlichen Rah
menbedingungen für private Investo
ren. Das Postmo nopol bedeutet ein 
„Investitionsverbot für alle" mit Aus
nahme der Postnachfolgeunterneh
men. Deshalb muß umgehe nd eine 
Postreform II I in A ngriff genommen 
werden. Eine Ori entierung der Bu n
desregierung am EU-Gleichschritt, 
insbesondere beim Netzmonopol, 
bedeutet eine Behinderung des 
Wachstums in diesem Bereich. Ei
nige andere EU-Länder haben den 
Wettbewerb im Telekom-Netz be
reits zugelass en. Deutschland muß 
nachziehen, am besten sogar vor
preschen. 

Liberalisierung im Tele kommuni
kationsbereich ist zwingend notwen
dig, damit der Mediensektor in 
Deutschland sich entfalten kann. 
Auch hier sind Deregulierungs
schritte unverzichtbar. Die deutsche 
Medienpolitik muß alle Medienunter
nehmen in die La ge versetzen, sich 
dem in ternationalen Wettb ewerb zu 
stellen. Für die privaten Anbieter 
sollten die bisherigen Regelungen 
über Beteiligungsgrenzen gestri
chen werden un d die Beschränkung 
auf drei Programme pro Unte rneh
men wegfallen. Die Sicheru ng von 
programmlicher Vielfalt kann nicht 
generell dem Markt überlassen w er
den. Die bestehenden numerischen 
Grenzen und Beteiligungsquoten 
sollten deshalb durch ein M odell er 
setzt werden, das sich am Zuschau
ermarktanteil des einzelnen Pro-
grammes orientiert. Bei den öffe nt
lich-rechtlichen Sendern erwartet 
die Wirtschaft durc hgreifende Spar
maßnahmen bis hin zur Zusammen
legung defizitärer Anstalten. 

Deregulierung ist andererseits 
kein Selbstzweck. Siesoll dem Staat 
Freiraum geben, sich auf seine ei
gentlichen Aufgaben zu konze ntrie
ren. Dazu gehört die Zu rverfügung
stellung einer leistungsfähigen Infra-
WIRTSCHAFTSDIENST 1994/XI 

struktur. Aus seine r Vera ntwortung 
für den bedarfsgerechten Ausbau 
der Verkehrsinfrastruktur darf sich 
der Staat nicht zurückziehen. Das 
gilt besonders für den Aufbau lei
stungsfähiger Verkehrswege im 
Osten Deutschlands. Für das Ma
nagement vo n Inf rastruktur mü ssen 
allerdings verstärkt private Lösun
gen gefunden werden. 

Zum Thema Deregulierung gehört 
auch eine du rchgreifende Mo derni
sierung der öffentlichen V erwaltung 
einschließlich des öffentlichen 
Dienstrechts. Auf Bund es- und L än
derebene müssen Zahl und U mfang 
der Ministerien verringert werden. 
Auch die Aufgliederung des Bundes
gebietes in 16 Bundesländer mit zum 
Teil höchst angespannter Finanz
lage gehört auf d en Prü fstand. 

Weitere Handlungsfelder 

Handlungsbedarf sieht die Wirt
schaft auf nahezu allen Politikfel
dern: So fordern wi r eine kritische 
Überprüfung der deutschen Umwelt
politik. Die Verbesserung der desola
ten Umweltsituation in den neuen 
Ländern mu ß Vo rrang vor m argina
len Ann äherungen an ein theoreti
sches Optimum im W esten haben. 
Bund un d Lä nder müssen sich stär
ker an der Wirtschaftsverträglichkeit 
und Vo llzugsfähigkeit ihr er Um welt
politik orientieren. Neue Belastun
gen müssen vermieden wer den. Ei
genverantwortliche m arktwi rtschaft-
liche Instrumente besonders bei der 
Reduzierung von Abfällen und klima
wirksamen Emis sionen sind neuen 
Gesetzesregelungen vo rzuziehen. 

Das Bildungswesen in Deutsch
land, insbesondere die berufliche 
Qualifizierung an den Hochschulen, 
muß wieder näher an den Bedarf des 
Arbeitsmarktes herangeführt wer
den. Die gezielte Förderung von le i
stungsfähigen Schü lern, Leh rlingen 
und Studenten darf keine n ideologi
schen Tabus unterworfen werden. 

Notwendig ist die Stärkung der beruf
lichen Bildung und der Weiterbildung 
einerseits und die Durchsetzung des 
Leistungsprinzips in den all gemein
bildenden Schu len und den Hoch
schulen andererseits. Dazu gehören 
für die Be rufsausbildung das Er rei
chen der Gleichwertigkeit berufli
cher und allgemeiner Bildung sowie 
die Verbesserung der beruflichen 
Perspektiven für die Absolventen, 
aber auch mehr F lexibilität des dua
len Systems und dessen kontinuier
liche Weiterentwicklung in Anleh
nung an die technologische Entwick
lung. Die berufliche Weiterbildung im 
Sinne „lebenslangen Le rnens" muß 
marktnah und ohne staatliches Reg-
lungskorsett ble iben. D ie f inanzielle 
Förderung der beruflichen Weiterbil
dung un d der H ochschulausbildung 
sollte nach gleichen Grundsätzen er
folgen. 

Fortschritte brauchen w ir auch in 
Forschung und Entwicklung. Die 
Wirtschaft beobachtet mit Sorge das 
mangelnde öffentliche Bewußtsein 
für die Bedeutung von Innovationen 
Das Umfeld für private Innovationen 
muß leistungs- und wachstums
freundlicher gestaltet werden 
Grundlagenforschung and ange
wandte Forschung müssen näher zu
sammenrücken. Der Personalaus
tausch zwischen der Großforschung, 
universitärer und betrieblicher For
schung muß intensiviert werden. Die 
Setzung von Forschungsschwer
punkten bleibt hauptsächlich Auf
gabe der Unternehmen, nicht des 
Staates. Die neue Bu ndesregierung 
kann jed och dur ch dr astischen A b
bau von Erhaltungssubventionen 
Haushaltsspielräume zur Auswei
tung von A bschreibungsmogl ichkei -
ten für FuE-Aufwendungen schaffen 

Die Standortpolitik 
europäisch ausrichten 

Standortpolitik ist auch m it B lick 
auf die europaische Int egration un
verzichtbar Die neu e Bundesregie-

549 



ZEITGESPRÄCH 

rung muß, auch über die deutsch e 
Ratspräsidentschaft hinaus, die 
Konsolidierung der EU zu einem 
Hauptanliegen erklären. Ohne Vi
sionen hat es in Europa nie Fort
schritte gegeben. Aber die Visionen 
der Zukunft können die Stabilität 
und Funktionsfähigkeit in der Ge
genwart nicht ersetzen. Solange der 
Binnenmarkt, besonders im Bereich 
der Umsatzsteuer, nicht wirklich 
vollendet ist und die politische 
Union kaum Konturen hat, ist die 
künftige Währungsunion mit erhe b

lichen Risiken verbunden. Deshalb 
muß die deutsche Politik hart blei
ben: Was in Maastricht beschlossen 
wurde, muß umgesetzt werden, 
auch wenn dadurch Verzögerungen 
am vorgesehenen Zeitplan auftre
ten. Nur eine europäische Stabili
tätsgemeinschaft wird die europä
ische Integration voranbringen. 
Eine Inflations-oder Umverteilungs
gemeinschaft wäre zum Schaden 
Europas. Die deutschen Beitrags
leistungen an die EU müssen kon
trollierbar bleibe n. 

Auch be i der Erweiterung der E U 
um die osteuropäischen Reform
staaten müssen die Kosten im Auge 
behalten werden. Allerdings wäre es 
nicht fair, diesen Staaten unsere ver
fehlte Agrarordnung als Hindernis für 
ihren Beitritt zu präsentieren. Die 
EU-Agrarpolitik muß ohnehin re
formiert werden. Sie ist ein Fremd
körper in unse rer marktwirtschaftli
chen Ordnung. Erforderlich ist die 
Ausarbeitung eines konkreten Fahr
planes zur stufenweisen Heranfüh
rung der beitr ittswilligen Län der. 

Heribert Späth 

Fünf Handlungsfelder für den 13. Deutschen Bundestag 

Unser Wirtschafts- und So zialsy
stem bedarf tiefgreifender struk

tureller Veränderungen. Aus der 
Sicht des Handwerks kommt es auf 
eine Politik an, die es der Wirtschaft 
ermöglicht, 

• verstärkt Wachstum zu initiieren, 

• Beschäftigung zu fördern und da
mit 

• Arbeitslosigkeit wirksam zu be
kämpfen. 

Dies geht nicht ohne den Umb au 
der sozialen Sicherungssysteme, die 
Reduzierung der Steuer- und Ab ga
benbelastung und eine Bildungspoli
tik, die den Bedürfnissen des einzel
nen und der Wirtschaft Rechnung 
trägt. Vor diesem Hintergrund sind 
die folgenden fü nf Handlungsfelder 
von besondere r Bedeutung. 

Steuer- und Abgabenlast 
vermindern 

Bei der Verbesserung der steuer
lichen Rahmenbedingungen kom mt 
es uns vor allem darauf an, daß 
550 

• bei der Einkommensteuer die 
verfassungsrechtlich gebotene steu
erliche Freistellung des Existenzmi
nimums genutzt wird, um die Steuer
sätze unter ihre derz eitige Höh e zu 
senken. Das schließt den degressi
ven Ab bau des Solidaritätszuschla
ges zum frühestmöglichen Zeitpunkt 
ein; 

• die Gewerbesteuerbelastung 
durch eine mittelstandsorientierte 
Senkung der Gewerbeertragsteuer 
und die Absch affung der Gewerb e
kapitalsteuer deutlich reduziert wird; 

• bei einer Refor m der Erbschaft
steuer auf eine Besteuerung des Be
triebsvermögens, das einer beson
deren Sozial bindung unterliegt, zur 
Sicherung der Unternehmenskonti
nuität verzichtet wird. Dies gilt um so 
mehr, als im H andwerk in den näch
sten Jahren rund ein Dr ittel der Be
triebe an Nachfolger übergeben wer
den muß . 

Das alles kostet Geld, deshalb ist 
über das notwendige Wirtschafts
wachstum hinaus die Vereinfachung 

des Steuerrechts besonders drin g
lich. Dur ch Abbau von Ausnahme-
und Sonderregelun gen müssen Fi
nanzierungsspielräume geschaffen 
werden. Eine Steuerstrukturreform 
muß mit einem radikalen Bürokra
tieabbau verbunden w erden, der vor 
allem zu einer spürbaren Reduzie
rung der den Unternehmen vom 
Staat verordneten Hilfsarbeiten führt. 

Verbesserungen der steuerlichen 
Rahmenbedingungen sind nur mög
lich, wenn die Konsolidierung der 
Haushalte mit absoluter Priorität vor
angetrieben, die Neuverschuldung 
heruntergefahren und die Staatstä
tigkeitauf den unerläßlichen notwen
digen Umf ang orig inärer staat licher 
Aufgaben beschränkt wir d. 

Soziale Sicherungssysteme 
entlastungswirksam umbauen 

Arbeit ist in Deu tschland zu teuer, 
weil die Kosten unserer sozialen 
Sicherungssysteme zu hoch sind. 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit -
und im übrigen auch der Schwarzar
beit-ist also untrennbar mit der Sen-
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kung der Personalzusatzkosten v er
bunden. 

Das Zie l ist nur erreichbar durch 
Entlastung d es Faktors Arbeit von 
beitragsfinanzierten versicherungs
fremden Leistungen und Rückfüh
rung arbeitsrechtlicher Reglemen
tierungen sowie mehr Eigenvorsorge 
und Leistungsbereitschaft bei gleich
zeitiger Begrenzu ng der kollektiven 
Absicherung. 

Deshalb müssen die Entgeltfort
zahlungspflichten der Arbeitgeber 
im Krankheitsfall reduziert werden -
durch Einführung eines 20prozenti-
gen Abschlags vom Bru ttolohn. Be
messungsgrundlage sollte der Tarif
lohn sein. Stufenweise sollte von der 
arbeitsrechtlichen Entgeltfortzah
lung zur beitragsfinanzierten versi
cherungsrechtlichen Lösung über
gegangen werden, bei der das Ar
beitsentgelt von der Krankenkasse 
zu Lasten eines von Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern gemeinsam auf
zubringenden Beitrags fortgezahlt 
wird. 

In der Rentenversicherung muß 
das bestehende einkommensbezo
gene Alterssicherungssystem wei
terentwickelt werden. Dabei muß das 
gegenwärtige Rentenniveau abge
senkt und durch ein e private Alters
vorsorge ergänzt werden. 

Die umlage finanzierte Pflegever
sicherung bleibt aus der Sicht des 
Handwerks eine fundamentale so
zial- und wirtscha ftspolitische Feh l
entscheidung. Sie muß dadurch kor
rigiert werden, daß zunächst das ab 
1 Januar 1995 bzw. 1. Juli 1996 gel
tende Leistungsniveau eingefroren 
und der Beitragssa tz begrenzt w ird. 
Umgehend muß eine private Pflege
versicherung nach dem Kapital
deckungsverfahren aufgebaut wer
den, damit die umlagefinanzierte 
Pflegeversicherung baldmöglichst 
entfallen kann. 

Diese gesetzlichen Regelungen 
müssen mit einer Bewußtseinsände-
WIRTSCHAFTSDIENST 1994/XI 

rung einhe rgehen, die zum Abbau 
von Mißbrauch führt und Arbeit 
grundsätzlich als zum utbar em pfin
det. 

Die Politik der Entlastung der 
Wirtschaft bedarf auch weiterhin der 
entschiedenen Flankierung durch 
die Tarifpartner. Das ist auch deshalb 
so wichtig, weil die P ersonalzusatz
kosten zum Teil auch auf Tarifverträ
gen beruhen. Sicherung bestehen
der und Schaffung neuer Arbeits
plätze müssen auch in Z ukunft Vor
rang vor Einkommenssteigerungen 
haben. 

Wachstum und Beschäftigung 
fördern 

Nur neue, wettbewerbsfähige Pro
dukte und Dien stleistungen sic hern 
auch künftig unseren Lebensstan
dard. Es gilt also das Investitions- und 
Innovationsklima zu verbessern. Da
bei heiß t Inve stitionsförderung ni cht 
notwendigerweise mehr Förderungs
mittel. Das wird an der Gemein
schaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" deut
lich. Eine grundlegende Korrektur 
dieses Fördersystems würde wesent
liche Investitionsanreize bewirken. 

Bislang werden lediglich Investiti
onen von Unternehmen mit überwie
gend über regionalem Absatz g eför
dert. Damit werden genau jene, näm
lich die handwerklichen Unterneh
men ausgeklammert, die vor allem in 
der Region Arbeitsplätze erhalten 
und schaffen. Deshalb muß d er fö r
derfähige Bereich auf den Mittel
stand ausgedehnt werden, allerdings 
bei gleichzeitiger Begrenzung der 
Fördermittel pro Unternehmen. 
Ohne grundlegende Korrekturen be
zweifelt das Ha ndwerk die Sinn haf-
tigkeit des mit Milliardenbeträgen 
ausgestatteten Förderinstruments 
Gemeinschaftsaufgabe. 

Bund, Länd er und insbesondere 
die Kommunen wiederum müssen 
energischer privatisieren. Und die s 

nicht nur aus der N ot leerer Kassen 
und we il die Gr enzen fü r Abg aben 
und Steuerbelastungen der Bürger 
erreicht sind, sondern auch weil da
von erhebliche Impulse für mehr 
Wachstum un d Be schäftigung aus
gehen. Beachtliche Kosteneffekte 
sind erreichbar, wie das Beispiel 
Kläranlagen be weist, b ei deren Pri
vatisierung häufig Kostensenkungen 
von 30% erzielt werden ko nnten. 

Duales System sichern 

Die Qualität des Standortes 
Deutschland beruht au f der hoh en 
Qualifikation der Fachkräfte und da
mit auf dem dualen Ausbildungs- und 
Weiterbildungssystem. Ohne dieses 
Fundament gibt es keine techni
schen Spitzenleistungen. Wir aber 
sind auf dem besten Wege, unser be
rufliches Bildungssystem auszuhöh
len und gefährden damit zugleich 
den Nachwuchs an selbständigen 
Handwerksunternehmern. Wir tun 
das, indem wir einer einseitigen Aka-
demisierung Vorschub leisten, auch 
durch Eingangsbarrieren bei s taatli
chen Ämtern. Wir tun dies auch 
durch V ernachlässigung der Ha upt-
und Berufsschulen, aber auch durch 
eine nicht akzeptable unterschiedli
che Förderung vo n Stude nten und 
angehenden M eistern. U nd deshalb 
muß in der näch sten Legislaturpe
riode die Aufstiegsförderung gesetz
lich geregelt werden. Wir wollen kein 
Berufsbildungs-BAföG, wohl aber 
die Herstellung von Chancengerech
tigkeit für Studenten und Meister
schüler und neue Motivation für den 
unternehmerischen Na chwuchs. 

Konzepte sind da un d soga r ein
vernehmlich beschlossen. Unter der 
Leitung des Bu ndeskanzlers ist e in 
bildungspolitisches Aktionspro
gramm verabredet worden, dem 
Bund, Lä nder, Gew erkschaften un d 
Wirtschaft zugestimmt haben Es 
legt konkrete Maßnahmen lur die zu
künftige Bildungspolitik fest, bei
spielsweise die Anerkennung be-
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rufsbildender Abschlüsse beim Zu
gang zu weiterführenden Bildungs
gängen un d einen stärkeren Praxis
bezug des Unterrichts in den Schu
len dur ch die Komponenten Arbeit-
Wirtschaft-Technik. 

Europäische Integration 
vorantreiben 

Auch im Rahmen der europäi
schen Integration müssen für die 
wirtschaftliche Entwicklung stabile 

Rahmenbedingungen gewährleistet 
werden. Gerade unter dem Gesichts
punkt der Beschäftigungsintensität 
müssen kleine und mittlere Unter
nehmen gestärkt werden. Das gilt 
vorrangig für den Abbau administra
tiver und rechtlicher Hemmnisse. 
Dazu zählen etwa di e Erleichterung 
grenzüberschreitender unternehme
rischer Tätigkeit, die Schaffung eines 
kooperationsfreundlichen Wettbe
werbsrechts, aber auch eine mittel
standsfreundlichere Gestaltu ng eu

ropäischer Förderprogramme im Bil
dungsbereich (Austausch von Mei
stern, Gesellen, Lehrlingen; Sprach
unterricht) und im Forschungsbe
reich. Das gilt auch für die Einbezie
hung der Vertreter des Handwerks 
und der klein en Unter nehmen i n d ie 
politische Willen sbildung auf euro
päischer Ebene. Sie müssen an allen 
relevanten Ausschüssen und Kon
sultationsrunden sowie als gleichbe
rechtigte Verhandlungspartner am 
sozialen Dia log tei lnehmen. 

Michael Fuchs 

Mit Selbstbewußtsein in die Zukunft - Forderungen des BGA 

an die Bundesregierung 

Jeweils zu Beginn einer Legislatur
periode des Deutschen Bunde s

tages legt der Bundesverband des 
Deutschen Groß- und Außenhandels 
e.V. seine Vorschläge und Beitr äge 
für die Gesetzgebung des Bundesta
ges vor. Sie sind das Ergebnis inten
siver Arbeit und Willensbildung in 
den Ausschüssen, Kommissionen 
und Gremien des BGA. Mit Blick auf 
die besonderen Heraus forderungen 
der 13. Legis laturperiode haben wi r 
einen besonderen Schwerpunkt der 
politischen Arbeit vorangestellt, 
nämlich die Europapolitik. Dieses 
Thema ergänzt die traditionellen 
Schwerpunkte unserer verbandspo
litischen Arbeit. 

Mit unseren Vorschlägen und Bei
trägen für die Gesetzgebung zeigen 
wir auf, wi e die Leistungskraft d es 
dynamischen Groß- und Außenhan
dels gesichert und gestärkt wer den 
kann. Der Bundesverband des Deut
schen Groß- und Auße nhandels er
wartet, daß sich Parlament und 
Regierung mit diesen Vorschlägen 
befassen und sie im Rahmen der 
Gesetzgebungsarbeit auf natio naler 
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und europä ischer Ebene angemes
sen Beachtung finden. 

Europapolitik 
Der deutsche Groß- und Auße n

handel erwarte t mehr Klarheit über 
die wirtschaftspolitische Ausrich
tung der Europäischen Uni on (EU ) 
nach inne n und nach außen. Durch 
eine weltoffene Handelspolitik müs
sen die Vorteile der intern ationalen 
Arbeitsteilung stärker genutzt wer
den, um so einen Beitr ag zum Au f
schwung in ganz Europa zu leiste n. 
Nach der Überwindung der Spaltung 
Deutschlands muß auch die Spal
tung ganz Europas überwunden wer
den. Aus der Sicht des deutschen 
Groß- und Außenhandels ergeben 
sich hieraus folgende Forderungen: 

• Mittelstandsinitiative ergreifen: 
Der BG A unte rstützt nachhaltig die 
von der Bund esregierung angekün
digte Ratsentschließung zur Steige
rung der Dy namik und der In novati
onskraft des Mittel standes. Von d en 
16 Mill. Unternehmen in Europa sind 
98% kleine und mittlere Unterneh
men, auf die mehr als 72% der A r

beitsplätze und 70% des Umsatzes 
entfallen. Auch der deutsche Groß-
und Außenhandel ist im wesentli
chen mittelständisch strukturiert. 
• Industriepolitik überprüfen: Die 
Wettbewerbspolitik der EU darf nicht 
zu industriep olitischen Zw ecken in
strumentalisiert werden. In Überein
stimmung mit der Monopolkommis
sion spricht sich der BGA daher da
für aus, spätestens bei der für 1996 
anstehenden Verhandlung über eine 
Revision des Maastrichter Vertrages 
den Artikel 130 des Vertrages zu 
überprüfen. Die Bundesregierung 
sollte jedoch schon jetzt mit den Vor
arbeiten hierzu beginnen und der 
Gefahr entgegenwirken, daß der 
Maßnahmenkatalog des Artikels 130 
in R ichtung dirigistischer und sekto
raler Industriepolitik interpretiert und 
eingesetzt werden könnte. 
• Deregulierungskommission nö
tig: Der BGA unters tützt nach haltig 
das Bemühen der Bundesregierung 
um eine Initiative zur D eregulierung 
in de r Europäischen Uni on. Die B e
seitigung bürokratischer Hemm
nisse und die Überprüfung aller Vor-
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schritten der EU a uf unnö tige Bela
stungen für die Unternehmen und die 
Verbraucher ist ein vorrangiges Ziel. 
Eine unabhängige Expertenkommis
sion aus Wissenschaftlern und Prak
tikern - auch aus dem Bereich des 
Handels - sollte dazu Grundlagen 
schaffen. 

• Subsidiarität in der Sozialpolitik: 
Das Abkommen über die Sozialpoli
tik im M aastrichter Vertrag bietet die 
Chance für eine aktive Beteiligung 
der Sozialpartner an der G estaltung 
der Lebens- und Arbeitsbedingun
gen der Gemeinschaft. Der BGA for
dert die Bundesregierung auf, die im 
Weißbuch der Kommission veran
kerte Zielsetzun g zu beachten, die 
Lohnnebenkosten von ungelernten 
Arbeitern zu senken, um neue Mög
lichkeiten der Beschäftigung zu f ör
dern und von der Praxis abzuhalten, 
Kapital an die Stelle von Arb eit zu 
setzen. 

• Keine we iteren sozialp olitischen 
Belastungen: Vor dem Hintergrund 
der schwierigen wirtschaftlichen Si
tuation in der EU können auch im so
zialpolitischen Bere ich keine ne uen 
Maßnahmen akzepiert werden, die 
den Unternehmen neue Belastungen 
auferlegen würden. Die Bundesre
gierung muß darau f hinwirken, daß 
entsprechende Initiativen durch den 
EU-Rat nicht weiter verfolgt werden, 
wie z.B. eine Richtlinie über den El 
ternurlaub oder Überlegungen, bei 
Teilzeitarbeitsplätzen grundsätzlich 
die gleichen sozialen Regelungen 
vorzusehen wie bei Vollzeitarbeits
plätzen. 

• Gemeinschaftsrecht überpr üfen: 
Das Subsidiaritätsprinzip sollte nicht 
nur auf künftige Maßnahmen der 
Europäischen Union angewandt wer
den. Auch das bestehende Ge mein
schaftsrecht ist unter dem Subsidia
ritätsprinzip zu überprüfen. Die Bun
desregierung sollte die Kommission 
anhalten, rechtzeitig Vorschläge 
hierzu vorzulegen und die konse-
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quente Anwendung des Subsidiari-
tätsprinzips sicherzustellen. Den 
Mitgliedstaaten muß hinreichend 
Spielraum ver bleiben, der ihnen be i 
der Anwendung und Durchführung 
des Gemeinschaftsrechts die M ög
lichkeit gib t, reg ionale Gegebenhei
ten angemessen zu berücksichtigen. 

• EU-Kommission straffen: Die 
Bundesregierung sollte nachdrück
lich darauf hinwirken, daß die K om
mission der Europäischen Union 
auch nach dem Beitritt neuer Länder 
nicht auf 2 1 Kommissare vergrößert, 
sondern eher ve rkleinert wi rd. Di es 
gilt für die Zahl der Kommissare 
ebenso wie für den gesamten Aufbau 
der Kom mission einsc hließlich der 
großen Zahl der A genturen u nd Be
hörden, die in d en Mi tgliedsländern 
der EU zwischenzeitlich errichtet 
wurden. 

Sozial- und Tarifpolitik 

Der BGA sieh t eine allgemeine 
Deregulierung im Arb eitsrecht als 
dringend notwendig an. Gera de im 
Arbeitsrecht ha t sich in der Vergan
genheit gezei gt, daß ein überzoge
nes Arbeitnehmerschutzinteresse 
beschäftigungshemmend w irkt. Das 
Arbeitsrecht sollte daher flexibler ge
macht werden. So schlägt der BG A 
beispielsweise die Integration des 
Beschäftigungsförderungsgesetzes 
in die zu weit gehenden Kündigungs
schutzregelungen, insbesondere die 
stärkere Respektierung der Unter
nehmerentscheidung zu befristeter 
und begrenzter Besc häftigung, vo r. 
Über die D isposition der belas teten 
Sozialplanpflichtigen b ei Ko nkursen 
ostdeutscher Unternehmer hinaus 
befürwortet der B GA eine Änderung 
der Sozialplanregelungen im Si nne 
einer Eingrenzung der Sozialplan
pflichtigen bzw. der Sozialplanko
sten durch eine Obergrenze. 

Der B GA f ordert eine Deregulie
rung der Mitbestimmungsrechte und 
wendet sich daher nachdrücklich ge

gen eine weitere Ausweitung der Mit
wirkungsrechte des Betriebsrates 
z.B. bei der E inführung un d Anwen
dung neuer Techniken. Das Be
triebsverfassungsgesetz erweist 
sich darüber hinaus als Hindernis, 
wenn es um die Förderung der T eil-
zeitarbeit geht. 

Des weiteren fordert der B GA die 
Novellierung der Entgeltfortzahlung 
im Krankheitsfall, die Konzentrie
rung des betrieblichen Arbeits
schutzes sowie die Trennung von 
Freistellung u nd Lohnfortzahlung 

Die Arbeitslosenversicherung 
muß auf ein e breitere und ausgewo
genere Finanzierungsbasis ges tellt 
werden. Di e Au tgabenbereiche, die 
mit der Arbeitslosenversicherung im 
engeren Sinne verbunden sind, müs
sen von den arbeitsmarktpolitischen 
Aufgaben im weiteren Sin ne fi nan
ziell get rennt w erden. D ie v ersiche-
rungsbezogenen Leistungen wie 
Arbeitslosengeld und Kurzarbeiter-
geld - müssen systemgerecht bei
tragsfinanziert, die versicherungs
fremden Leistungen - wie Arbeitsbe
schaffungsmaßnahmen und allge
mein Qua lifizierungsmaßnahmen 
müssen demgegenüber steuerfinan
ziert werden. Das sogenannte 
Schlechtwettergeld ist bereits Ersatz 
der Lohnersatzleistung Arbeitslo
sengeld. Der BGA b egrüßt, daß das 
Schlechtwettergeld i m S parkonzept 
der Bundesregierung schrittweise 
zurückgeführt we rden soll 

Bei der Re ntenversicherung m uß 
das Prinzip der lohn- und beitragsbe
zogenen Rente al s prägen des El e
ment der gesetzlichen R entenversi
cherung erhalten bleiben Ange
sichts des Erwerbsverhaltens und 
des gestiegenen W ohlstandes br ei
ter Bevölkerungsschichten bedarf es 
ausgehend von der Altersvorsorge 
einer stärkeren Betonung des Subsi-
diaritätsprinzips. Bei der betriebli
chen Altersversorgung müssen Rah
menbedingungen geschaffen wer-
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den, die ausreichende Gestaltungs
spielräume bieten. Bei der Kranken
versicherung muß die eigene Ge
sundheitsverantwortung oberstes 
Prinzip sein. Die gesetzliche Unfall
versicherung muß im SGB V II au f 
das Unfall- und Berufskrankheiten
geschehen zurückgeführt werden. 

Finanz- und Steuerpolitik 

Entscheidend für eine positive 
wirtschaftliche Entwicklung in der 
zweiten Hälfte der 90er Jahr e wird 
sein, inwieweit die Staatsquote redu
ziert werden kann. Z iel in der kom
menden Legislaturperiode muß sein, 
die Staatsquote in jedem Jahr um 
zwei Prozentpunkte zu reduzieren. 
Ohne diese Zurückdrängung des 
Staates wird es weder gelingen, die 
überbordende Steuer- und Abgaben
quote noch die exorbitante jähr liche 
Neuverschuldung des Staates zu
rückzudrängen. 

Die Gesetzgebung muß verein

facht und überschaubarer gestaltet 
werden. Die hektische Gesetzge-
bungs- und Verwaltungstätigkeit hat 
die Betriebe in den letzten Jahren mit 
einem enormen Aufwand bedacht 
und darüber hinaus zu Unsich erhei
ten bei betrieblichen Ablä ufen und 
Investitionsentscheidungen beige
tragen. Der BGA ford ert, daß kein 
Steuergesetz mehr verabschiedet 
wird, das nicht mindesten s drei M o
nate vor seinem Wirksamwerden im 
Bundesgesetzblatt veröffentlicht ist. 
Auch Verwaltungserlasse sollen drei 
Monate vor ihrem Wirksamwerden 
veröffentlicht werden, damit sich die 
Betriebe auf die Änderungen einstel
len können. Des weiteren fordert der 
BGA eine Vereinfachung der steuer
lichen Vorschriften (vor allem im 
Lohnsteuerbereich) und Erstattung 
der „Handlanger-Kosten". 

Angesichts der positiven Konjunk
turentwicklung für 1994 und 1995 und 
der damit verbundenen Steuermehr
einnahmen für die öffentlichen Haus

halte wäre es gerechtfertigt, den So
lidaritätszuschlag nur in Höhe von 
3,75% einzuführen. Dies würde noch 
immer zu zusätzlichen Stuereinnah-
men von rund 15 Mrd. DM fü hren. 
Falls diese Halbierung des Solidari
tätszuschlags nicht gelingt, fordert 
der BGA die Beseitigung des Solida
ritätszuschlags mindestens in drei 
Stufen von 7,5% über 5% u nd 2,5% 
auf Nu ll. 

Die Reform der Unternehmensbe
steuerung muß trotz angespannter 
Hauhaltslage fortgeführt werden. 
Neben dem Abbau des 7,5%igen 
Solidaritätszuschlages müssen des
halb insbesondere Entlastungen be i 
der Gewerbe-, Vermögen- und der 
Erbschaftsteuer erfolgen. 

Des weiteren hält der BGA eine 
grundlegende Reform der Erb
schaftsteuer für dringend erforder
lich, Modell könnte die Grunder
werbsteuerreform sein: Beseitigung 
der Ausnahmen und Verbreiterung 
der Bemessungsgrundlage einer-

Manfred Vöhrer (Hrsg.) 

Ökologische Marktwirtschaft in Europa 

Ozonwerte steigen, das Klima erwärmt sich rasant, Luft, Wasser und Boden werden weltweit immer stärker 
belastet, fast täglich berichtet die Presse über Umweltkatastrophen, ohne daß gravierende politische Schritte 
unternommen werden. 
Für die Reform unserer Wirtschaftsweise von der Sozialen zur Ökologischen Marktwirtschaft fehlt anschei
nend die politische Bereitschaft, die notwendigen und oftmals unpopulären politischen Entscheidungen zu 
treffen. Darüber hinaus zeigt sich gerade am Beispiel der EU-weiten Ene rgie-C02-Besteuerung, daß die 
Entscheidungsmechanismen in der Europäischen Union notwendige Aktivitäten behinder n: im Ministerrat 
bedarf es der Einstimmigkeit zur Durchsetzung der Maßnahmen. Das Einstimmigkeitsprinzip lähmt die 
Vorreiterrolle der Europäischen Union für den wichtigsten Ansatz, nämlich eine ökologische Steuerreform. 
Um die mit der Aussöhnung von Ökologie und Marktwirtschaft verbundenen Fragen aus den verschiedenen 
Blickwinkeln zu beleuchten, kommen Europäisches Parlament, EG-Kommission, Wissenschaft und Wirt
schaft zu Wort. Dabei wird eines k lar: Die Europäische Union darf nicht zu der Klippe werden, an der das 
Konzept der Ökologischen Marktwirtschaft zerschellt. 
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seits und drastische Reduzierung 
der Steuersätze andererseits. 

Wenn das Bundesverfassungs
gericht höhere Werte für das Grund
vermögen verlangt, wird dieses weit
reichende Konsequenzen für die 
Grundsteuer, die Vermögensteuer 
sowie die Erbschaft- und Schen
kungsteuer haben. Höhere Einheits
werte für das Grundvermögen dürfen 
allerdings nicht zu einer höheren Ge
samtbelastung führen. Die Anglei-
chung der Werte für das Grundver
mögen an die Werte des Betriebs
und Geldvermögens muß deshalb 
ausgeglichen werden, indem für alle 
Vermögensarten die Steuersätze re
duziert werden. Damit würde eine 
gleichmäßigere Besteuerung auf 
insgesamt niedrigerem Niveau ge
währleistet. 

Bei der EG-Um satzsteuer ist das 
bisherige Übergangssystem zu kom
pliziert und mit zu großen Unsi cher
heiten für die Wirtschaft belastet. 
Deshalb hält der BGA an seiner For
derung fest, ein einfaches Verfahren 
nach dem Ursprungslandprinzip ab 
Januar 1997 einzuführen. 

EG-Handelspolitik 
Nach der Beseitigung der nationa

len Einfuhrbeschränkungen gegen
über Staatshandelsländern ist die 
Zuständigkeit für die Gestaltung der 
Handelspolitik vollständig auf die EU 
übergegangen. Als negatives Bei
spiel ha t die EU jedoch sogleich ge
meinschaftsweite Beschränkungen 
gegenüber der VR China eingeführt. 
Der BGA erwartet von der Bundesre
gierung, sich für die Abschaffung 
dieser Beschränkungen einzuset
zen. 

Nach Abschluß der GATT-Ver-
handlungen ist jetzt di e Umsetzung 
der Ergebnisse in die Handelspolitik 
und Gesetzgebung der GATT-Mit-
glieder von besonderer Bedeutung. 
Hier is t die Bundesregierung aufge
fordert, für eine liberale un d we ltof
fene Hand elspolitik einz utreten und 
WIRTSCHAFTSDIENST 1994/XI 

zu verhindern, daß neue Grauzonen
maßnahmen den mühsam erreich
ten Liberalisierungsstand untermi
nieren. Der BGA er wartet, daß die 
Bundesregierung sich mit Nach
druck für eine rechtzeitige Ra tifizie
rung des Vertragswerks einsetzt, da
mit die WTO am 1.1.1995 ihre Arbeit 
aufnehmen kann . 

Mehr Transparenz der Tätigkeiten 
des GATT ist angesichts des ge
wachsenen Aufgabenfeldes der 
WTO no twendig, um d er Wi rtschaft 
mehr Gelegenheit zu geben, auf 
diese Arbeiten Einfluß zu nehmen. 
Der BGA fo rdert daher umfassende 
Informationen über die laufenden 
Arbeiten der WTO, welche von dieser 
selbst veröffentlicht werden sollten. 

Die bis her err eichte Ha rmonisie
rung der Exportkontrollen fü r „Dual-
use-Güter" ist nur ein Einstieg in ein 
gemeinsames Regelwerk. De r B GA 
erwartet von der Bun desregierung, 
national die Vorschriften zu streichen 
und sich nachdrücklich für eine wei
tere Harmonisierung einzusetzen, 
damit auf di e Kontrollen des Wa ren
verkehrs innerhalb des Binnenmark
tes verzichtet werden kann. Da 
die COCOM-Vereinbarungen außer 
Kraft sind , sollte die Bundesregie
rung nur ziv ilgebräuchliche W affen 
umgehend aus dem Rüstungskon
trollbereich streichen. 

Die Har monisierung der Export
kreditversicherungsbedingungen ist 
zur Vermeidung von Wettbewerbs
verzerrungen sowie der No twendig
keit, nationale Produkte von solchen 
anderer Mitgliedstaaten zu unter
scheiden, welches dem Binnen
marktprinzip widerspricht, unerläß
lich. Der BGA erwartet daher, daß im 
kurz- und langfristigen Bereich letzt
lich nationale, zu Wettbewerbsver
zerrungen führende Ermessens
spielräume ausgeschlossen werden. 
Des weiteren sollte die Bundesregie
rung die „Länder-rating list der E x
portwirtschaft zugänglich machen. 

Verkehrspolitik 

Mit Sorg e beobachtet der BGA, 
daß zunehmend nicht Markt- und 
Leistungswettbewerb darüber ent
scheiden, welchem Verkehrsträger 
ein Transport zu fällt. Flankenschutz 
schirmt jedoch vom tatsächlichen 
Wettbewerb ab und lähmt die Innova
tionskräfte. Deshalb fordert der BGA 
• Die Deutsche Bahn AG muß sich 
zu einem künden- und nachfrage
orientierten Transportunternehmen 
entwickeln. 
TI Das Schienennetz muß von allen 
Anbietern v on Sc hienenverkehrslei-
stungen zu gleichen Bedingungen 
genutzt werden können. 
( I Die im Stü ckgutverkehr entfal
tete Offensive mit einer Verknüpfung 
von Speditions- und Tra nsportlogi
stik we ist eine n rich tigen W eg au f. 
Vergleichbares gilt au ch fü r die an
gekündigte Zusammenarbeit mit der 
Post. 

Die in der Vergangenheit ord
nungspolitisch bedingte Unterschei
dung sowohl in Straßengüternah-
und Straßengüterfernverkehr als 
auch in gewerbliche Beförderung für 
Dritte und Werkverkehr fü r eigene 
Zwecke wird mit der fortschreitenden 
Freigabe der Ka botage im europäi
schen Binnenmarkt bis 1998 obsolet 
werden. Angesichts der vor gezeich
neten Entwicklung erwartet der 
BGA, daß diese Reste einer überhol
ten M arktordnung gle ich zu Be ginn 
der neuen Legislaturperiode und 
nicht erst zu deren Ende aufgehoben 
werden. Die Entschlackung von Wirt
schaft und V erwaltung vo n inhalts
leeren Au fgaben un d Gebu hrentat
beständen ist e benso angezeigt wi e 
ein Verzicht auf di e Installation eines 
Marktbeobachtungssystems Freie 
Guterverkehrsmarkte benötigen 
keine Uberwachungsmaßoahmon 
Der B GA lehnt den Einsatz der Tele 
matik zur Verkehrslenkung oder zum 
Abkassieren der Verkehrsteilnehmer 
eindeutig ab 
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